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N i e d e r s c h r i f t 

 

über die Sitzung des Finanz- und Planungsausschusses am Donnerstag, dem 

10.12.2015, im Ratssaal. 

 
Beginn:   18:30 Uhr - öffentlicher Teil - Ende:   20: 21 Uhr 
     
 
Anwesend: 

 Vorsitzender 
Herr Ratsherr Andreas von Lübken  

Mitglieder 
Frau Ratsfrau Karin Baxmann  
Herr Ratsherr Wolfgang Eymael  
Herr Ratsherr Heinz Feja  
Herr Ratsherr Karl-Heinz Hagestedt  
Herr Ratsherr Karsten Haye-Warfelmann  
Herr Ratsherr Uwe Heinen  
Herr Ratsherr Andreas Jabs  
Herr Ratsherr Heiner Loock  
Herr Ratsherr Werner Niemeyer  
Herr Ratsherr Meinrad-Maria Rohde  
Herr Ratsherr Wolf Rosenhagen  
Frau Ratsfrau Brigitta Rosenow  
Herr Ratsherr Stefan Sander  
Herr Ratsherr Harald Schöne  
Herr Ratsherr Frank Schwarz  
Herr Ratsherr Jan Olof von Lübken  

Protokollführerin 
Frau Darja Seemann  

von der Verwaltung 
Herr Matthias Kwiske  
Frau Bürgermeisterin Regina Neuke  
Frau Jutta Zander  

2. stellv. Bürgermeister 
Herr 2. stv. Bürgermeister Ewald Helmerichs  

1. stellv. Bürgermeisterin 
Frau 1. stv. Bürgermeisterin Erika Hanke  
 
 
Abwesend: 

 Mitglieder 
Frau Ratsfrau Tanja Sudbrink  
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Öffentlicher Teil 

 1   Eröffnung der Sitzung und Feststellung     
   
 1.1   der ordnungsgemäßen Einladung     
   
 1.2   der Beschlussfähigkeit     
   
 1.3   der Tagesordnung     
   
 2   Genehmigung der Niederschrift vom 26.11.2015 und 

01.10.2015    
 

   
 3   Umsetzung des Haushaltssicherungskonzeptes 2015 

Vorlage: FB I/293/2015 & Vorlage: FB I/295/2015    
 

   
 4   Erlass einer Hebesatzsatzung 

Vorlage: FB I/284/2015    
 

   
 5   Haushalt 2016 (1. Beratung)     
   
 6   Mitteilungen der Verwaltung, Anfragen und Anregungen von 

Ratsfrauen und Ratsherren    
 

   
 7   Einwohnerfragestunde     
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Öffentlicher Teil 

1 Eröffnung der Sitzung und Feststellung 
 
1.1 der ordnungsgemäßen Einladung 
 
1.2 der Beschlussfähigkeit 
 
1.3 der Tagesordnung 
 
Ausschussvorsitzender Herr Andreas von Lübken eröffnete die Sitzung und stellte die  
ordnungsgemäße Einladung und Beschlussfähigkeit fest. Zu den TOP 2 wurde die  
Niederschrift vom 26.11.2015 verschoben da die Niederschrift erst heute vorlag. Weitere 
Einwände ergaben sich nicht. 
 
 
 
 
2 Genehmigung der Niederschrift vom 26.11.2015 und 01.10.2015 
 
Die Genehmigung der Niederschrift  vom 26.11.2015 wurde verschoben. Bei der  
Niederschrift vom 01.10.2015 schlug Ausschussmitglied Rosenhagen vor, bei der  
Stellungnahme des FNP 2025 auf Seite 4 den Satz unten der dazwischen geschoben wurde 
zu streichen. Bürgermeisterin Frau Neuke stellte fest, dass dieser Satz keine Aussage oder 
Antrag darstellt und somit ruhig gestrichen werden kann. 
 
 
 
 
3 Umsetzung des Haushaltssicherungskonzeptes 2015 

Vorlage: FB I/293/2015 & Vorlage: FB I/295/2015 
 
Fachbereichsleiterin Frau Zander teilte dem Ausschuss den Gegenstand der Vorlage bzgl. 
der Umsetzung des Haushaltssicherungskonzeptes 2015 mit.  
 
Zusammen mit dem Haushalt 2015 wurde das Haushaltssicherungskonzept (HSK) 2015 be-
schlossen. Der Landkreis Wesermarsch hat mit der Genehmigung die Bedingung verbunden, 
das HSK mit konkreten Maßnahmen zu verbinden, die ab 2016 mindestens 500.000,00 € 
Einsparung oder Mehrertrag ergeben. Die Arbeitsgruppe Haushaltssicherung hat zur  
Umsetzung bisher drei Sitzungen durchgeführt. Das Ergebnis ist der beigefügten Aufstellung 
zu entnehmen.  
 
Folgende Satzungen sind (neben der Hebesatzsatzung) nach den Empfehlungen mit  
Wirkung vom 01.01.2016 zu ändern: 
 
Hundesteuersatzung 
Steuer für den ersten Hund wird von 36,00 € auf 48,00 € erhöht 
Steuer für den zweiten Hund wird von 60,00 € auf 80,00 € erhöht 
Steuer für jeden weiteren Hund wird von 72,00 € auf 96,00 € erhöht 
 
Vergnügungssteuersatzung 
Der Steuersatz für Spielgeräte mit Gewinnmöglichkeit wird von 10 v.H. auf 15 v.H. des mo-
natlichen Einspielergebnisses erhöht. Die Pauschalsteuer für Geräte mit Gewinnmöglichkeit 
wird gestrichen. 
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Verwaltungsseitig wird vorgeschlagen zeitgleich folgende Pauschalen zu erhöhen: 
 

- Geräte ohne Gewinnmöglichkeit in Gaststätten, Kantinen oder ähnlichen Räumen von 
15,00 € auf 25,00 € 

- Geräte ohne Gewinnmöglichkeit in Spielhallen von 30,00 € auf 50,00 € 
- Musikautomaten in Gaststätten, Kantinen oder ähnlichen Räumen  

von 8,00 € auf 10,00 € 
- Musikautomaten in Spielhallen von 15,00 € auf 20,00 € 
- Spielgeräte mit Gewalttätigkeit von 255,00 € auf 500,00 € zu erhöhen. 

 
Die Richtlinie für die Gewährung von Zuschüssen zur Förderung der Jugendarbeit soll mit 
Wirkung vom 01.01.2016 aufgehoben werden. 
 
Die bestehenden Beschlüsse hinsichtlich der Gewährung von Zuschüssen sind aufzuheben 
und entsprechende Vereinbarungen zu kündigen. Der Vertrag mit dem Schifffahrtsmuseum 
ist vorsorglich zum 31.12.2016 zu kündigen bzw. zu ändern. 
 
Der Finanz- und Planungsausschuss empfiehlt zum 01.01.2016 mit 17 Ja-Stimmen,  
1 Nein-Stimme und 1 Enthaltung die Änderung der Hundesteuersatzung und bei der  
Vergnügungssteuer wurde einstimmig über die Änderung zum 01.01.2016 beschlossen. 
 
Fachbereichsleiterin Frau Zander stellte dem Ausschuss die Vorschläge der Arbeitsgruppe 
hinsichtlich der Haushaltssicherung vor. 
 
Ausschussmitglied Rosenow teilte mit, dass die Arbeitsgruppe nicht einstimmig aus den Ge-
sprächen gegangen ist und stellt den Antrag dass die Punkte auf der Liste im Einzelnen 
durchgesprochen werden. Der Ausschuss stimmte diesem einstimmig zu.  
 
 
Begu: 
Im Bereich der Begu ging es um die Erhöhung des Kostendeckungsgrades. Dieses sei  
möglich, wenn z.B. Gagen verringert oder Eintrittsgelder erhöht werden. Gleichzeitig ist die 
Einführung von Raummieten für wiederkehrende Nutzungen zu betrachten. Die Ev. Kirchen-
gemeinde Lemwerder erhebt für Versammlungen eine Raummiete i.H.v. 25,00 € und die 
Kirchengemeinde Bardewisch erhebt für die Raumnutzung eine Miete i.H.v. 75,00 € pro Tag. 
Im Jahr 2014 lag der Kostendeckungsgrad für Veranstaltungen anhand einer Kosten- und 
Finanzierungsübersicht bei 78 %.  
 
Der Punkt wurde auf das nächste Jahr verschoben.  
 
Jugendtreff: 
Im Jugendtreff soll der Personalschlüssel reduziert werden. 1 Vollzeitstelle soll gesichert 
werden und eine Teilzeitstelle soll zum 31.08.2016 auslaufen, so Frau Zander. Im Jahr 2015 
wurde bereits im Rahmen der Haushaltsberatungen für die mittelfristige Finanzplanung ver-
merkt, 1 Vollzeitstelle zu sichern und das Ehrenamt zu stärken. Eine weitere Möglichkeit 
sieht Frau Neuke auch mit der Besetzung durch Bufdis. Durch das Auslaufen der  
Teilzeitstelle (Sept.-Dez.) würden sich die Aufwendungen um 9.400,00 € reduzieren. 
1.700,00 € würden an Mehraufwendungen durch die Besetzung der Stelle durch einen Bufdi 
(Sept.-Dez.) verursacht werden.  
 
Der Ausschuss stimmte mit 16 Ja-Stimmen, 2 Nein-Stimmen und 1 Enthaltung zu. 
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Asyl: 
Die Asylbetreuung ist längst keine freiwillige Leistung mehr. Im Haushalt war ein Zuschuss 
i.H.v. 3.000,00 € für Vereine/ Verbände für Asylbewerber eingestellt worden. Diese Mittel 
wurden aufgrund der Haushaltssperre bislang nicht in Anspruch genommen. Der Zuschuss 
soll gestrichen werden, da die Asylbetreuung längst zur Pflichtaufgabe geworden ist. Der 
Landkreis hat für die Betreuung von Familien, Paten, Sachmittel einen Zuschuss i.H.v. 
26.000,00 € zugesagt. Der Aufwand der diesem Betrag entgegensteht wurde nicht ermittelt 
und ist aufgrund der ungewissen Flüchtlingsströme derzeit auch nicht möglich. Es wird  
jedoch einen erhöhten Personalkostenaufwand in der Verwaltung geben. Daher stehen ca. 
13.000,00 € dieser Summe zusätzliche Personalkosten entgegen. Daher sollen lediglich 
13.000,00 € Einsparungen im Haushaltssicherungskonzept berücksichtigt werden. 
 
Ausschussmitglied Schöne wollte über eine Kostenersparnis i.H.v. 26.000,00 € abstimmen 
lassen. Das Ergebnis lag bei 5 Ja-Stimmen und 14 Nein-Stimmen. 
 
Die Kostenersparnis i.H.v. 13.000,00 € wurden einstimmig vom Ausschuss beschlossen. 
 
Jugendförderung: 
Zurzeit werden jährlich 7.000,00 € für Zuschüsse zu Klassen- und Gruppenfahrten bereitge-
stellt. Für den OJR wurden bislang Mittel i.H.v. 1.800,00 € bereitgestellt. Zurzeit sind jedoch 
keine Mittel für den OJR vorgesehen, da die Arbeit des OJR ruht. In der Arbeitsgruppe wurde 
der Vorschlag gemacht, 500,00 € als Erinnerungsposten in 2016 einzuplanen, wenn der OJR 
wieder aufleben sollte. Die Arbeitsgruppe war sich mehrheitlich einig, dass die 7.000,00 € für 
die Zuschüsse zu Klassen- und Gruppenfahrten gestrichen werden sollen, da der einzelne 
Teilnehmer nur minimal bezuschusst wird. 
 
Die Ausschussmitglieder stimmten diesem mit 15 Ja-Stimmen und 4 Nein-Stimmen zu. 
 
 
Sportförderung: 
Zurzeit werden jährlich 4.000,00 € für Zuschüsse zu Anschaffungen im Zusammenhang mit 
Jugendsport bereitgestellt. Die Arbeitsgruppe war sich mehrheitlich einig, dass die 4.000,00 
€ für die Zuschüsse gestrichen werden sollen und dass die Richtlinie Jugendförderung/ 
Sportförderung damit aufgehoben werden kann.  
 
Der Ausschuss stimmte diesem mit 14 Ja-Stimmen, 3 Nein-Stimmen und 2 Enthaltung zu. 
 
Tourismus: 
Im Haushalt wird ein jährlicher Zuschuss zur Reinigung der öffentlichen Toilettenanlagen an 
der Fähre/ ehem. Brutzelei i.H.v. 1.800,00 € eingeplant. Der Eigentümer dieser Toiletten ist 
auch bereits schon an die Gemeinde herangetreten und möchte das Angebot ab 2016 nicht 
mehr wahrnehmen. Die Vereinbarung wurde aufgelöst. 
 
Die Ausschussmitglieder stimmten einstimmig ab, dass die 1.800,00 € für den Zuschuss ein-
gestellt werden sollen. 
 
Heimatpflege: 
Das Schifffahrtmuseum wird von der Gemeinde Lemwerder mit jährlich 6.500,00 € unter-
stützt. Aufgrund der Vertragsbindung kann der Vertrag erst zum Jahr 2017 gekündigt wer-
den. Die Arbeitskreisgruppe HSK hat sich mehrheitlich für eine Kürzung des Zuschussbetra-
ges auf 3.000,00 € ausgesprochen. 
 
Der Ausschuss stimmte diesem einstimmig zu. 
 
 



 Seite 6 von 8 

Seniorenarbeit: 
Im Bereich der Seniorenarbeit werden auch wöchentliche bzw. mtl. stattfindende Frühstücks-
runden bezuschusst. In anderen Gemeinden gibt es Seniorenpässe, mit denen man Ver-
günstigungen erhalten kann. Die Arbeitsgruppe war sich mehrheitlich einig, dass der Zu-
schussbetrag erst einmal von 8.600,00 € um 50% auf 4.300,00 € gekürzt werden soll. Die 
bisherigen Zuschussnehmer sollen eingeladen werden um einen besseren Mitteleinsatz zu 
finden.  
 
Ausschussmitglied Schöne stellte den Antrag, dass erst mit den Betroffenen gesprochen 
werden soll. Dieser Antrag wurde mit 16 Ja-Stimmen und 2 Enthaltungen zugestimmt. Herr 
Uwe Heinen war beim Abstimmungsergebnis nicht im Ratssaal.  
 
Grünanlagen: 
Die Gemeinde bezuschusst erstmalig in 2015 das Grünlandzentrum mit 1.000,00 €.  
Die Arbeitsgruppe war sich einig, dass der Zuschussbetrag ab 2016 gestrichen werden soll.  
 
Diesem stimmten die Ausschussmitglieder einstimmig zu. 
 
Fraktionsgelder: 
Wie in der Arbeitsgruppe festgestellt erhalten die Fraktionen ebenfalls freiwillige Leistungen. 
Lt. Herrn Schwarz sollen auch diese Leistungen auf den Prüfstand. Durch diese Maßnahme 
könnten ca. 1.000,00 € eingespart werden. Pro Fraktionsmitglied werden jährlich 51,13 € 
gezahlt. 
 
Die Ausschussmitglieder lehnten die Streichung der Fraktionsgelder mit 17 Ja-Stimmen und 
2 Enthaltungen ab.  
 
 
 
 
4 Erlass einer Hebesatzsatzung 

Vorlage: FB I/284/2015 
 
Bürgermeisterin Frau Neuke teilte dem Ausschuss mit, dass die Kommunalaufsicht vorsorg-
lich darauf hingewiesen hat, dass sollte kein Ratsbeschluss über die Hebesatzsatzung ge-
fasst werden, unverzüglich andere verbindliche und konkrete Haushaltssicherungsmaßnah-
men mit einem Volumen von insgesamt mindestens 500.000,00 €, die sich ab dem 
01.01.2016 auswirken, vom Rat beschlossen werden müssen. 
 
Die Hebesätze für die Grundsteuer und Gewerbesteuer werden für das Gebiet der Gemein-
de Lemwerder wie folgt festgesetzt: 
 

1. Grundsteuer 
a) Für die land- und forstwirtschaftlichen Betriebe (Grundsteuer A)         380 v.H. 

 
b) Für die Grundstücke (Grundsteuer B)              380 v.H. 
 

2. Gewerbesteuer                 380 v.H. 
 
Fachbereichsleiterin Frau Zander erläuterte noch einmal, wie sich die finanziellen Auswir-
kungen bei der Erhöhung der Hebesätze von 20 Prozentpunkten (360 % auf 380 %) auswir-
ken. 
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 Bei der Grundsteuer A würde gegenüber dem Plan 2016 sich die Summe auf 
62.900,00 € (Erhöhung 3.300,00 €) verändern. 

 Bei der Grundsteuer B würde gegenüber dem Plan 2016 sich die Summe auf 
1.154.800,00 € (Erhöhung: 60.800,00 €) verändern. 

 Bei der Gewerbesteuer würde gegenüber dem Plan 2016 sich die Summe auf 
6.861.100,00 € (Erhöhung: 361.100,00 €) verändern. 

 
Die SPD-Fraktion stellte den Antrag, die Hebesatzsatzung der Gemeinde Lemwerder vom 
01. Januar 2016 wie folgt zu ändern: 
 
Grundsteuer A und B von 360 Punkten auf 370 Punkten und die Gewerbesteuer von 360 
Punkten auf 385 Punkte. 
 
Die Sitzung wurde um 19:53 Uhr unterbrochen, damit die einzelnen Parteien noch einmal die 
Möglichkeit haben, über den Antrag innerhalb der Fraktionen sich beraten zu können. Um 
20:02 Uhr wurde die Sitzung wieder aufgenommen. 
 
Nach einer kurzen Beratungsrunde beschloss der Finanz- und Planungsausschuss mit 11 
Ja-Stimmen, 7 Nein-Stimmen und 1 Enthaltung die Hebesatzsatzung bezgl. der Grundsteuer 
A und B von 360 Punkten auf 370 Punkte zu erhöhen und die Gewerbesteuer von 360 Punk-
ten auf 385 Punkte zu erhöhen.  
 
 
Abstimmungsergebnis: 
 

Ja: 11 

Nein: 7 

Enthaltung: 1 

 
 
 
 
  
5 Haushalt 2016 (1. Beratung) 
 
Die Anträge der CDU, der FDP sowie der Bündnis 90/ Die Grünen wurden von den Fraktio-
nen zum TOP verteilt. Fraktionsvorsitzender Herr Rohde von der SPD beantragte, dass die 
1. Beratung des Haushaltes 2016 in den Januar 2016 verschoben wird, da noch nicht alle 
Anträge der Parteien vorlagen. 
 
Der Ausschuss stimmte diesem mit 17 Ja-Stimmen und 2 Enthaltungen zu. 
 
 
Abstimmungsergebnis: 
 

Ja: 17 

Nein: / 

Enthaltung: 2 
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6 Mitteilungen der Verwaltung, Anfragen und Anregungen von Ratsfrauen 
und Ratsherren 

 
Bürgermeisterin Frau Neuke teilte mit, dass der Kommunalverbund Niedersachsen e.V. ei-
nen Grundsatzbeschluss zur kooperativen Regionalentwicklung entwickelt hat. Dieser 
Grundsatzbeschluss entstand gemäß dem Beschluss der Mitgliederversammlung. Das Pro-
jekt „Kooperative Regionalentwicklungsplanung – Auf dem Weg zum kooperativen Regional-
plan“ ist ein Baustein aus dem mehrjährigen Gesamtprojekt „Regional Governance – Weiter-
entwicklung des Kommunalverbunds“. Dieses Projekt wird mit Mitteln der Länder aus dem 
Förderfonds der Metropolregion Nordwest gefördert. Der Grundsatzbeschluss wurde bereits 
in der Sitzung des Finanz- und Planungsausschuss am 25.06.2015 einstimmig beschlossen 
und am 16.07.2015 im Verwaltungsausschuss mehrheitlich beschlossen.  
 
Es besteht die Möglichkeit bis zum 31.12.2015 Anregungen bezgl. des Grundsatzbeschlus-
ses abzugeben.  
 
Der Ausschuss nahm dieses zur Kenntnis. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
7 Einwohnerfragestunde 
 
Keine. 
 
 
 
 
 
 
 
 
  
  
 
 
 
 
 
 
 
 

 
Vorsitzender                             Bürgermeisterin                            Protokollführerin 

     Andreas von Lübken    Regina Neuke           Darja Seemann 
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